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Aufgaben:
Erstellt einen Steckbrief zum Begriff "Partei"
﻿
1. Bildet Dreiergruppen und erarbeitet euch zunächst das Material
﻿
2. Teilt die Punkte a,b und c untereinander auf und markiert die für euch wichtigsten
Informationen. Jeder sollte den ganzen Text lesen!
a) Merkmale/ Dinge, die Parteien erfüllen müssen, um als Partei zu gelten,
b) Aufgaben/Funktionen von Parteien und
c) wann eine Partei als verfassungswidrig gilt und welche Konsequenzen sich dann für
diese Partei ergeben.
﻿
3. Erstellt nun euren Steckbrief zum Begriff "Partei", in dem ihr eure markierten Infor-
mationen austauscht und schriftlich festhaltet

Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland

§ Artikel 21
(1) Die Parteien wirken bei der politischen Willensbildung des Volkes mit. Ihre Gründung
ist frei. Ihre innere Ordnung muß demokratischen Grundsätzen entsprechen. Sie müssen
über die Herkunft und Verwendung ihrer Mittel sowie über ihr Vermögen öffentlich Re-
chenschaft geben.
﻿
(2) Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausge-
hen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen
oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, sind verfassungswidrig.
﻿
(3) Parteien, die nach ihren Zielen oder dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgerichtet
sind, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen
oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, sind von staatlicher Fi-
nanzierung ausgeschlossen. Wird der Ausschluss festgestellt, so entfällt auch eine steuerli-
che Begünstigung dieser Parteien und von Zuwendungen an diese Parteien.
﻿
(4) Über die Frage der Verfassungswidrigkeit nach Absatz 2 sowie über den Ausschluss von
staatlicher Finanzierung nach Absatz 3 entscheidet das Bundesverfassungsgericht.
﻿
(5) Das Nähere regeln Bundesgesetze.
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Gesetz über die politischen Parteien (Parteiengesetz)

§ 1 Verfassungsrechtliche Stellung und Aufgaben der Parteien
﻿
(1) Die Parteien sind ein verfassungsrechtlich notwendiger Bestandteil der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung. Sie erfüllen mit ihrer freien, dauernden Mitwirkung an
der politischen Willensbildung des Volkes eine ihnen nach dem Grundgesetz obliegende
und von ihm verbürgte öffentliche Aufgabe.
﻿
(2) Die Parteien wirken an der Bildung des politischen Willens des Volkes auf allen Gebie-
ten des öffentlichen Lebens mit, indem sie insbesondere auf die Gestaltung der öffentli-
chen Meinung Einfluß nehmen, die politische Bildung anregen und vertiefen, die aktive
Teilnahme der Bürger am politischen Leben fördern, zur Übernahme öffentlicher Verant-
wortung befähigte Bürger heranbilden, sich durch Aufstellung von Bewerbern an den
Wahlen in Bund, Ländern und Gemeinden beteiligen, auf die politische Entwicklung in Par-
lament und Regierung Einfluß nehmen, die von ihnen erarbeiteten politischen Ziele in den
Prozeß der staatlichen Willensbildung einführen und für eine ständige lebendige Verbin-
dung zwischen dem Volk und den Staatsorganen sorgen.
﻿
(3) Die Parteien legen ihre Ziele in politischen Programmen nieder.
﻿
(4) Die Parteien verwenden ihre Mittel ausschließlich für die ihnen nach dem Grundgesetz
und diesem Gesetz obliegenden Aufgaben.
﻿
§ 2 Begriff der Partei
(1) Parteien sind Vereinigungen von Bürgern, die dauernd oder für längere Zeit für den Be-
reich des Bundes oder eines Landes auf die politische Willensbildung Einfluß nehmen und
an der Vertretung des Volkes im Deutschen Bundestag oder einem Landtag mitwirken
wollen, wenn sie nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse, insbesondere nach
Umfang und Festigkeit ihrer Organisation, nach der Zahl ihrer Mitglieder und nach ihrem
Hervortreten in der Öffentlichkeit eine ausreichende Gewähr für die Ernsthaftigkeit dieser
Zielsetzung bieten. Mitglieder einer Partei können nur natürliche Personen sein.
﻿
(2) Eine Vereinigung verliert ihre Rechtsstellung als Partei, wenn sie sechs Jahre lang weder
an einer Bundestagswahl noch an einer Landtagswahl mit eigenen Wahlvorschlägen teil-
genommen hat. Gleiches gilt, wenn eine Vereinigung sechs Jahre lang entgegen der Pflicht
zur öffentlichen Rechenschaftslegung gemäß § 23 keinen Rechenschaftsbericht einge-
reicht hat; § 19a Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend.
﻿
(3) Politische Vereinigungen sind nicht Parteien, wenn
1.ihre Mitglieder oder die Mitglieder ihres Vorstandes in der Mehrheit Ausländer sind oder
2.ihr Sitz oder ihre Geschäftsleitung sich außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes
befindet.
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